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Einleitung 

Die Europäischen Gemeinschaften treten in wachsen- 
dem Maße in direkte Rechtsbeziehungen zum ein- 
zelnen. Ihre Tätigkeiten erfassen nicht mehr nur be- 
stimmte Personengruppen - wie die Landwirte oder 
den Exporthandel - sondern das Leben jedes Bürgers. 
Es wundert deshalb nicht, wenn heute immer drin- 
gender gefordert wird, den zunehmenden Befugnis- 
sen der Gemeinschaft eine förmliche Bindung an klar 
umrissene Grundrechte entgegenzustellen. 

Die Kommission ist der Ansicht, daß der Forderung 
nach Verstärkung des Grundrechts Schutzes auf der 
Ebene der Gemeinschaft im gegenwärtigen Integra- 
tionsstand am besten durch einen formellen Beitritt 
der Gemeinschaften zur Europäischen Konvention 
zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreihei- 
ten vom 4. November 1950 (nachstehend „Europäi- 
sche Menschenrechtskonvention" oder „MRK" ge- 
nannt) entsprochen würde. Sie verkennt nicht, daß 
sich die Bemühungen der Gemeinschaft letztlich dar- 
auf konzentrieren müssen, die Verträge durch einen 
speziell auf die Bedürfnisse der Gemeinschaft zuge- 
sdinittenen Grundrechtskatalog zu ergänzen. Dieses 
Ziel erscheint jedoch angesichts der Meinungsver- 
schiedenheiten, die innerhalb der Mitgliedstaaten 
über die Ausgestaltung der wirtschaftlichen und 
sozialen Rechte bestehen, kurzfristig nicht erreich- 
bar. Um gleichwohl den Rechtsschutz des Bürgers 
sofort und in möglichst effizienter Weise zu stärken, 
sollte deshalb zunächst von den in der Menschen- 
rechtskonvention enthaltenen Grundrechten ausge- 
gangen, d. h. die Gemeinschaft so schnell als möglich 
an diese Konvention und den in ihr vorgesehenen 
Kontrollmechanismus gebunden werden. Die Aus- 
arbeitung eines Gemeinschaftskatalogs würde hier- 
durch in keiner Weise verzögert. Der Beitritt der 


Gemeinschaften zur Menschenrechtskonvention wäre 
im Gegenteil als erster Schritt in Richtung auf dieses 
Ziel zu werten. 

Das vorliegende Memorandum gibt zunächst einen 
Überblick über die bisherige Behandlung der Grund- 
rechtsproblematik auf der Gemeinschaftsebene (I). 
Es beschreibt die Funktionsweise der Menschen- 
rechtskonvention (II) und die Stellung, die Rechts- 
akte der Gemeinschaft gegenüber dieser Konvention 
nach der derzeitigen Rechtslage einnehmen (III). 
Während sich die Abschnitte IV und V mit den 
Argumenten auseinandersetzen, die für und gegen 
den Beitritt angeführt werden können, behandeln 
die Abschnitte VI bis XI vorwiegend rechts tech- 
nische Probleme. 

Das Memorandum kommt zu der Schlußfolgerung, 
daß der Beitritt der Europäischen Gemeinschaft zur 
MRK aus einer ganzen Reihe von Gründen wün- 
schenswert erscheint. Keine der sich in diesem Zu- 
sammenhang stellenden Schwierigkeiten erscheint 
unüberwindlich. Wegen des Umfanges und der Viel- 
schichtigkeit des Vorhabens hielt es die Kommission 
jedoch für erforderlich, vor Einleitung der entspre- 
chenden institutionellen Verfahren auf der Basis des 
vorliegenden Memorandums mit allen interessierten 
Instanzen eine möglichst intensive Diskussion zu 
eröffnen. 

I. Historisdie Entwicklung 

1. Die Geschichte Europas ist seit mehr als zwei 
Jahrhunderten durch fortwährende Bemühungen um 
eine Verstärkung des Grundrechtsschutzes gekenn- 
zeichnet. Von den Erklärungen der Menschen- und 
Bürgerrechte des 18. Jahrhunderts ausgehend ent- 
halten heute alle europäischen Verfassungen - auch 
die ungeschriebenen - einen festen Bestand unan- 
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tastbarer Grund- und Freiheitsrechte. Dies gilt in 
besonderem Maße für die Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Gemeinschaften. Im Gegensatz zu den Ver- 
fassungen einiger osteuropäischer Länder kennen 
die Verfassungs Ordnungen aller Mitgliedstaaten 
nicht nur einen im Kern übereinstimmenden Bestand 
an elementaren Freiheitsrechten, sondern sie sehen 
auch die justizförmige Durchsetzung dieser Rechte 
im Falle von Beeinträchtigungen vor. Alle Mitglied- 
staaten sind zudem unter Berufung auf ihr gemein- 
sames Erbe an geistigen Gütern und politischen 
Überlieferungen einschlägigen internationalen Über- 
einkommen auf dem Gebiet der Menschenrechte bei- 
getreten; sie sind insbesondere ausnahmslos auch 
Vertragspartner der Europäischen Konvention zum 
Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten 
vom 4. November 1950. 

Die Diskussion um den Schutz der Menschenrechte 
hat in den vergangenen Jahren zunehmende Aktua- 
lität erlangt. Hohe nationale wie auch europäische 
Gerichte haben wichtige Urteile über die Gewähr- 
leistung dieser Rechte erlassen. In Frankreich hat 
sich die Cour de cassation in einem Grundsatzurteil 
erst vor kurzem zur innerstaatlichen Geltung der 
Europäischen Menschenrechtskonvention bekannt^). 
Großbritannien diskutiert die Verabschiedung einer 
„Bill of Rights" und auch in Belgien und den Nieder- 
landen werden Überlegungen zur Verbesserung des 
Grundrechtsschutzes gegenüber Beeinträchtigungen 
durch den Gesetzgeber angestellt. Bei der Konferenz 
von Helsinki gehörte der Schutz der Menschenrechte 
zur wichtigsten Forderung der westlichen Staaten; 
die Schlußakte dieser Konferenz hat in den Ost- 
blockländern gewisse Liberalisierungserwartungen 
eröffnet. 

2. Was speziell die Europäischen Gemeinschaften 
betrifft, so haben deren Mitgliedstaaten bereits beim 
Abschluß des Vertrages zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft zum Ausdruck ge- 
bracht, daß der Zusammenschluß ihrer Wirtschafts- 
kräfte letztlich der Aufrechterhaltung von Frieden 
und Freiheit dient. Die Gewährleistung eines unan- 
tastbaren Bestandes von Grundrechten ist ebenso 
wie die pluralistisch demokratische Staatsform eines 
der wesentlichen Merkmale der im Jahre 1973 in 
Kopenhagen angenommenen Erklärung der Neun 
zur „europäischen Identität", derzufolge die Neun 
„die Grundsätze der repräsentativen Demokratie, 
der Rechtsstaatlichkeif, der sozialen Gerechtigkeit, 


1) Cour de cassation, Urteil vom 5. Dezember 1978 in der 
Strafsache gegen BAROUM Cherif 


die das Ziel des wirtschaftlichen Fortschritts ist, so- 
wie die Achtung der Menschenrechte als die Grund- 
elemente der Europäischen Identität wahren wol- 
len". Beide Merkmale spielen zugleich eine zentrale 
Rolle für die Haltung der Gemeinschaft gegenüber 
beitrittswilligen europäischen Ländern. Die im Euro- 
päischen Rat vereinigten Staats- und Regierungs- 
chefs haben am 8. April 1978 feierlich erklärt, „daß 
die Achtung und Aufrechterhaltung der parlamenta- 
rischen Demokratie und der Menschenrechte in allen 
Mitgliedstaaten wesentliche Elemente ihrer Zuge- 
hörigkeit zu den Europäischen Gemeinschaften dar- 
stellen" 2). 

3. Die Verträge von Paris und Rom sind in erster 
Linie als Instrument der Wirtschaftsintegration kon- 
zipiert und haben wahrscheinlich aus diesem Grunde, 
vielleicht aber auch wegen der beschränkten Kom- 
petenzen der Gemeinschaftsorgane darauf verzichtet, 
einen speziell auf die Gemeinschaft zugeschnittenen 
Grundrechtskatalog zu schaffen. Gleichwohl wurde 
der Gerichtshof schon relativ frühzeitig mit Be- 
schwerden befaßt, in denen geltend gemacht wurde, 
ein bestimmter Gemeinschafts akt verletze ein durch 
die Verfassung eines Mitgliedstaates garantiertes 
Grundrecht. In seiner Sorge um die einheitliche 
Anwendung des Gemeinschaftsrechts hat sich der 
Gerichtshof in einer ersten Phase seiner Rechtspre- 
chung gegenüber derartigen Vorwürfen mit der Er- 
klärung begnügt, daß es nicht zu seinen Aufgaben 
gehöre, für die Einhaltung der innerstaatlichen Re- 
geln eines Mitgliedstaates, selbst wenn diese Ver- 
fassungscharakter hätten, zu sorgen®). Erst ab Ende 
der sechziger Jahre läßt sich in der Rechtsprechung 
des Gerichtshofes ein Wandel feststellen. Er hat in 
zwei in den Jahren 1969 und 1970 ergangenen Grund- 
satzurteilen entschieden, daß auch die Beachtung der 
Grundrechte zu den allgemeinen Rechtsgrundsätzen 
gehöre, deren Wahrung der Gerichtshof zu sichern 
habe. Zwar müsse die Gewährleistung dieser Rechte 
von den gemeinsamen Verfassungsüberlieferungen 
der Mitgliedstaaten getragen sein, sie müsse sich 
aber auch in die Struktur und in die Ziele der Ge- 
meinschaft einfügen^). 


2) Vgl. EG Bulletin 3/78 S. 5 

3) Urteile vom 4. Februar 1959, 1/58, Stork gegen Hohe 
Behörde (Slg. 1958/59, S. 43) und 17. Mai 1960, 36 bis 
38 und 40/59 Ruhrkohlenverkaufsgesellschaft gegen 
Hohe Behörde (Slg. 1960, S. 857) 

4) Urteile vom 12. November 1969, 29/69, Stander gegen 
Stadt Ulm (Slg. 1969, S. 49); 17. November 1970, 11/70, 
Internationale Handelsgesellschaft (Slg. 1970, S. 1125) 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 23. Mai 1979 - 14 - 680 70 - E - Gr 14/79: 

Dieses Memorandum ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften vom 3. Mai 1979 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Memorandum der Kommission ist 
vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 


2 



Deutscher Bundestag - 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/3037 


In späteren Entscheidungen hat der Gerichtshof die 
Maßstäbe, nach denen er den Grundrechtsschutz auf 
der Gemeinschaftsebene zu gewährleisten gedenkt, 
nochmals präzisiert: er hat erklärt, daß er Gemein- 
schaftsmaßnahmen schon dann nicht als Rechtens 
anerkennen könne, wenn sie „unvereinbar sind mit 
den von den Verfassungen dieser Staaten anerkann- 
ten und geschützten Grundrechten". 

Weiter hat der Gerichtshof ausgeführt, daß „auch 
internationalen Verträgen über den Schutz der Men- 
schenrechte, an deren Abschluß die Mitgliedstaaten 
beteiligt waren und denen sie beigetreten sind, Hin- 
weise geben können, die im Rahmen des Gemein- 
schaftsrechts zu berücksichtigen sind." ®). 

Dieser Rechtsprechung des Gerichtshofes, mit der in 
der Folgezeit eine ganze Reihe von Grundrechten 
und allgemeinen Rechtsgrundsätzen zum wesent- 
lichen Bestandteil der Gemeinschaftsrechtsordnung 
erklärt wurden®), ist überall in der Gemeinschaft 
hohes Lob gezollt worden. Die politischen Organe 
der Gemeinschaft haben sie in ihrer gemeinsamen 
Grundrechtserklärung vom 5. April 1977 '^) unter- 
stützt und immer wieder betont, welche überragende 
Bedeutung sie der vom Gerichtshof praktizierten 
Methode für die Entwicklung eines speziell auf 
die Bedürfnisse der Gemeinschaft zugeschnittenen 
Grundrechtsschutzes beimessen. 

So richtig und unterstützenswert nun aber die vom 
Gerichtshof entwickelte Methode ist, so kann sie 
doch zumindest einen der Mängel, die sich für die 
Rechtsordnung der Gemeinschaften aus dem Fehlen 
eines geschriebenen Grundrechtskataloges ergeben, 
nicht beseitigen: die Unmöglichkeit, im vorhinein zu 
wissen, welches die Freiheitsrechte sind, die die Ge- 
meinschaftsorgane in keinem Fall beeinträchtigen 
dürfen. Der europäische Bürger hat ein berechtigtes 
Interesse daran, auch gegenüber den Gemeinschaften 
seine Rechte im vorhinein fixiert zu sehen. Er muß 
die Aussichten eines eventuellen Rechtsstreits von 
Anfang an abschätzen können und deshalb über klar 
definierte Kriterien verfügen. Daß eine erst im nach- 
hinein wirkende Rechtsprechung diesem Erfordernis 
der Rechtssicherheit nicht voll gerecht werden kann, 
liegt in der Natur der Sache und bedeutet - wie hier 
nochmals betont sei - keineswegs eine Kritik dieser 
Rechtsprechung. 

Wenn sich das deutsche Bundesverfassungsgericht 
in seinem Beschluß vom 29. Mai 1974 Vorbehalten 
hat, Rechtsakte der Gemeinschaft, die zuvor vom 
Gerichtshof für unbedenklich erklärt wurden, so- 
lange an den Grundrechten des deutschen Grund- 
gesetzes zu messen, als auf der Gemeinschaftsebene 
kein dem deutschen Grundgesetz entsprechender 


5) Urteile vom 14. Mai 1974, 4/73, Nold gegen Kommis- 
sion (Sig. 1974, S. 491); sowie vom 28. Oktober 1975, 
36/75, Rutili gegen französischen Minister des Innern 
(Slg. 1975, S. 1219) 

6) Einzelheiten siehe im Bericht der Kommission vom 
4. Februar 1976 über den Schutz der Grundrechte in 
der Europäischen Gemeinschaft, Beilage 5/76 zum Bul- 
letin der EG S. 9 

7) ABI. EG Nr. C 103 vom 27. April 1977, S. 1 

8) BVerfGE 37, 271 


geschriebener G rundrecht skataolg verankert sei, so 
steht dies zwar im Widerspruch zu den ausschließ- 
lichen Kontrollbefugnissen des Europäischen Ge- 
richtshof und dem Grundsatz der Einheit des Gemein- 
schaftsrechts, unterstreicht andererseits aber auch, 
daß es zumindest einige höchstrichterliche Gerichte 
in den Mitgliedstaaten für notwendig erachten, die 
Gemeinschaft an einen geschriebenen Text zu binden. 

Der italienische Verfassungsgerichtshof ist in seinem 
Urteil Nr. 183/1973®) weniger weit gegangen, hat 
aber ebenfalls ähnliche Sorgen angemeldet. 

Ein großer Teil der Rechtslehre und das Europäische 
Parlament haben ebenso wie die Kommission den 
Beschluß des deutschen Bundesverfassungsgerichts 
kritisiert. Dennoch mehren sich neuerdings die Stim- 
men, welche die Idee eines geschriebenen Grund- 
rechtskatalogs für die Gemeinschaft befürworten. 

Die Vorteile eines derartigen Katalogs sind unver- 
kennbar. Ebenso unverkennbar ist aber auch, daß 
seine Ausarbeitung ein sehr langfristiges Unterfan- 
gen darstellt. Würde man sich hierbei zu sehr be- 
eilen, so stünde zu befürchten, daß zwischen den 
Mitgliedstaaten, insbesondere was die wirtschaft- 
lichen und sozialen Rechte anlangt, Gegensätze auf- 
treten und daß das ganze Unternehmen letztlich nur 
auf eine Einigung auf den kleinsten gemeinsamen 
Nenner hinausläuft ^®). Dies würde gegenüber dem 
vom Europäischen Gerichtshof gewährleisteten Ni- 
veau zweifellos einen Rückschritt bedeuten. 

4. Als Ausweg aus den erwähnten Schwierigkeiten 
ist von verschiedenen Seiten und besonders anläß- 
lich einer vom Europäischen Parlament im Oktober 
1978 in Florenz veranstalteten Podiumsdiskussion 
(vgl. auch den von der sozialistischen und der libe- 
ralen Fraktion vorgelegten Resolutionsentwurf Dok, 
509/78) der Vorschlag unterbreitet worden, die Ge- 
meinschaft der Europäischen Menschenrechtskonven- 
tion beitreten zu lassen. 

In ihrem Bericht vom 4. Februar 1976 an das Euro- 
päische Parlament hat die Kommission erklärt, daß 
die Gemeinschaft ihres Erachtens zur Beachtung der 
in der MRK verankerten Menschenrechte schon auf- 
grund der Rechtsprechung des Gerichtshofes ver- 
pflichtet sei, daß sie jedoch einen formellen Beitritt 
der Gemeinschaft zu dieser Konvention nicht für 
nötig halte“). Vertiefte Überlegungen haben der 
Kommission neuerlich die Nachteile klar werden 
lassen, die sich aus dem Fehlen eines geschriebenen 
Kataloges sowohl für das Ansehen der Gemeinschaft 
im allgemeinen als auch für den Rechtsschutz des 
europäischen Bürgers ergeben. Die Kommission hat 
daraufhin ihre Haltung überprüft. Sie hat sich mit 
den juristischen und technischen Problemen befaßt. 


9) Urteil vom 27. Dezember 1973 - Rechtssache 183/73 - 
Fontini und Konsorten, Giurisprudenza Costituzionale, 
1973, S. 2406 = Foro Italiano, 1974, I, S. 315, Giuris- 
prudenza Italiana, 1974, I, 1, S. 865 
19) Es sei in diesem Zusammenhang daran erinnert, daß 
ersten Bemühungen, in die Europäische Menschen- 
rechtskonvention wirtschaftliche und soziale Rechte 
aufzunehmen, kein durchschlagender Erfolg heschie- 
den war. 

11) Vgl. Beilage 5/76 zum Bulletin EG S. 15 
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die ein Beitritt der Gemeinschaft zur MRK stellen 
würde. Dabei ist sie zu dem Ergebnis gelangt, daß 
es für einen derartigen Beitritt keine unüberwind- 
lichen Hindernisse gibt. 

Nach reiflicher Abwägung aller Argumente befür- 
wortet die Kommission nunmehr den formellen Bei- 
tritt der Europäischen Gemeinschaften zur MRK. 
Maßgebend ist für sie die Überlegung, daß die MRK 
und der vom Gerichtshof der Europäischen Gemein- 
schaften gewährleistete Grundrechtsschutz im Grun- 
de das gleiche Ziel verfolgen, nämlich die Wahrung 
eines von den freiheitlich organisierten europäischen 
Staaten für unerläßlich gehaltenen Kernbestandes 
an Grund- und Menschenrechten. Die Verteidigung 
dieses westeuropäischen Kernbestandes sollte letzt- 
lich einheitlich sein und demgemäß auch für die 
Gemeinschaft den eigens hierfür geschaffenen In- 
stanzen übertragen werden. 

Die Kommission ist sich bewußt, daß der Beitritt der 
Europäischen Gemeinschaften zur MRK wegen der 
besonderen Struktur dieser Gemeinschaften nicht 
unerhebliche Schwierigkeiten aufwirft. Ehe sie des- 
halb den Rat mit entsprechenden Vorschlägen befaßt, 
hielt sie es für angemessen, das Ergebnis ihrer Über- 
legungen entsprechend den Ankündigungen, die ihr 
Präsident am 16. November 1978 vor dem Euro- 
päischen Parlament gemacht hat, durch das vorlie- 
gende Memorandum zur Diskussion zu stellen. 

4. Es erscheint angebracht, gleich zu Beginn dieses 
Memorandums klarzustellen, daß ein Beitritt der 
Europäischen Gemeinschaften zur MRK weder der 
Ausarbeitung eines speziellen Gemeinschaftskata- 
loges im Wege steht, noch den Europäischen Ge- 
richtshof daran hindert, seine vorbildliche und von 
der Kommission stets begrüßte Rechtsprechung auf 
dem Gebiete des Grundrechtsschutzes fortzuentwik- 
keln. Die MRK versteht sich ausweislich ihres Arti- 
kels 60 selbst nur als ein Minimalkodex, hindert die 
ihr angeschlossenen Vertragsparteien also in keiner 
Weise an der Entwicklung eines über sie hinaus- 
gehenden Grundrechtsschutzes. Angesichts dieser 
Regelung bleibt es dem Gerichtshof unbenommen, 
auf der Basis der von ihm entwickelten Methode für 
die Gemeinschaft nicht nur die in der MRK nicht 
oder kaum angesprochenen wirtschaftlichen und 
sozialen Grundrechte herauszu arbeiten, sondern je 
nach Sachnotwendigkeit auch über die in der MRK 
enthaltenen Rechte hinauszugehen. 

Hinzuweisen ist ferner darauf, daß mit dem Beitritt 
zur MRK keine Erweiterung der Kompetenz der Ge- 
meinschaft auf dem Gebiete des Grundrechtsschutzes 
verbunden ist, und daß es auf keinen Fall ein An- 
liegen dieses Memorandums ist, die Kontrollbefug- 
nisse der Gemeinschaften gegenüber den Mitglied- 
staaten auf gemeinschaftsirrelevante Grundrechte zu 
erstrecken. 

IL Die Europäische Menschenrechtskonvention 
und ihre Funktionsweise 

Die innerhalb des Europarates ausgearbeitete Men- 
schenrechtskonvention ist am 4. November 1950 


unterzeichnet worden und am 3. September 1953 in 
Kraft getreten. Ihr sind inzwischen fünf Zusatzpro- 
tokolle hinzugefügt worden 

Die MRK ist von allen Mitgliedern des Europarates 
unterzeichnet, d. h. einerseits von den neun Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaft sowie zum anderen 
von Österreich, Zypern, Griechenland, Island, Malta, 
Norwegen, Portugal, Schweden, der Schweiz, der 
Türkei, Spanien und neuerdings auch von Liechten- 
stein. Mit Ausnahme von Spanien und Liechtenstein 
haben alle diese Staaten die Konvention auch rati- 
fiziert. 

Die Europäische Menschenrechtskonvention stellt 
für den europäischen Bereich eine gemeinsam über- 
nommene Garantie für gewisse Prinzipien der All- 
gemeinen Erklärung der Menschenrechte dar. Die 
Garantie wird durch eine internationale justizförmig 
gestaltete Kontrolle verstärkt, deren Enscheidungen 
von den Staaten respektiert werden müssen. Die 
gemeinsame internationale Garantie ersetzt jedoch 
nicht die nationalen Grundrechtsgarantien, sie tritt 
lediglich neben diese. Das Verfahren vollzieht sich 
vor drei Organen: der Europäischen Kommission für 
Menschenrechte, dem Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte und dem Ministerkomitee des Euro- 
parates. 

a) Die Kommission für Menschenrechte hat in 
erster Linie Untersuchungsfunktionen sowie die Auf- 
gabe, für die gütliche Beilegung von Streitfällen zu 
sorgen. Läßt sich eine der Konventionen entspre- 
chende Lösung auf gütliche Weise nicht finden, so 
formuliert die Kommission eine rechtliche Stellung- 
nahme. Die Anzahl der Mitglieder der Kommission 
entspricht der Zahl der Vertragspartner. Die Mit- 
glieder der Kommission werden vom Minister- 
komitee mit absoluter Stimmenmehrheit nach einem 
vom Büro der Beratenden Versammlung des Europa- 
rates aufgestellten Namensverzeichnis gewählt; die 
Wahl erfolgt aufgrund von Vorschlägen einer jeden 
Gruppe von Vertretern in der Beratenden Versamm- 
lung. Die für die Dauer von sechs Jahren gewählten 
Mitglieder gehören der Kommission als Einzelper- 
sonen an, was ihnen eine echte Unabhängigkeit ge- 
währleistet. Die Kommission kann sowohl mit Be- 
schwerden eines vetragsschließenden Teiles befaßt 
werden (Artikel 24), als auch mit Beschwerden von 
natürlichen Personen, nichtstaatlichen Organisatio- 
nen oder Personenvereinigungen (Artikel 25); letz- 
teres gilt allerdings nur, sofern der betreffende Staat 
das Beschwerderecht nach Artikel 25 ausdrücklich 
anerkannt hat ^®). 

Die Komission beschließt zunächst über die Zulässig- 
keit der Beschwerden. Wird eine Beschwerde für zu- 
lässig erklärt und läßt sich zwischen den Beteiligten 
kein gütlicher Ausgleich erzielen, so erstellt die 
Kommission einen Bericht, der u. a. auch zu der 


12) Anzumerken ist jedoch, daß Frankreich das zweite 
Zusatzprotokoll nicht unterzeichnet hat und daß Pro- 
tokoll Nr. 4 bisher von Italien und dem Vereinigten 
Königreich nicht ratifiziert wurde. 

13) Frankreich, Zypern, Griechenland, Malta und die Tür- 
kei haben die Individualbeschwerde bisher nicht zu- 
gelassen. 
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Frage Stellung nimmt, ob nach ihrer Ansicht eine 
Verletzung der MRK gegeben ist. Die Angelegenheit 
kann daraufhin binnen drei Monaten dem Gerichts- 
hof vorgelegt werden, wobei zu einer solchen An- 
rufung allerdings nur der klagende oder der ver- 
klagte Staat, der Staat, dem der in Frage stehende 
Staatsangehörige angehört, oder die Menschen- 
rechtskommission selbst befugt sind. Erfolgt keine 
Befassung des Gerichtshofes, so hat das Minister- 
komitee zu entscheiden. 

b) Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte 
ist befugt, in einer für die Parteien verbindlichen 
Weise darüber zu entscheiden, ob die Konvention 
in einem gegebenen Streitfall von einem Vertrags- 
staat verletzt wurde oder nicht. Er besteht aus unab- 
hängigen Richtern, deren Zahl derjenigen der Mit- 
gliedstaaten des Europarates entspricht. Sie werden 
von der Beratenden Versammlung aus einer Liste 
von Personen gewählt, die von den Mitgliedstaaten 
vorgeschlagen werden, wobei jeder Staat drei Kan- 
didaten Vorschlägen kann, von denen mindestens 
zwei eigene Staatsangehörige sein müssen. Die Rich- 
ter werden für einen Zeitraum von neun Jahren 
gewählt. 

Der Gerichtshof ist nur zuständig, wenn seine Ge- 
richtsbarkeit von den betreffenden vertragsschlie- 
ßenden Teilen anerkannt worden ist (Artikel 46) 

Der Gerichtshof kann, wie bereits bemerkt, von der 
Kommission oder von einem vertragsschließenden 
Teil befaßt werden, nicht dagegen von einzelnen 
Beschwerdeführern (Artikel 44 und 48). Er entschei- 
det über den Streitfall durch Urteil, das endgültig ist 
und der verletzten Partei eine Entschädigung zubilli- 
gen kann. 

c) Das Ministerkomitee beschließt - falls der Ge- 
richtshof nicht binnen drei Monaten nach Vorlage 
des Berichts der Kommission befaßt worden ist - mit 
Zweidrittelmehrheit, ob eine Verletzung der MRK 
vorliegt; er setzt dabei zugleich den Zeitraum fest, 
innerhalb dessen der betreffende Staat die erforder- 
lichen Maßnahmen durchzuführen hat. Trifft dieser 
Staat keine befriedigenden Maßnahmen, so hat das 
Ministerkomitee zu beschließen, auf welche Weise 
seine ursprüngliche Entscheidung „vollstreckt wer- 
den soll". Die MRK enthält keine Einzelheiten dar- 
über, wie dies zu geschehen hat; sie erwähnt als 
Sanktionsform lediglich die Veröffentlichung des 
Berichts der Kommission (Artikel 32 Abs. 3). Viele 
Beobachter halten diese quasi richterlichen Befug- 
nisse wegen der politischen Natur des Minister- 
komitees für äußerst unbefriedigend. 

IIL Das Verhältnis der Gemeinschaft 
zur Menschenrechtskonvention 
nach der gegenwärtigen Rechtslage 

1. Seit 1974 sind alle Mitgliedstaaten der Gemein- 
schaft zugleich auch Vertragspartner der MRK. Dies 
hat den Europäischen Gerichtshof veranlaßt, aus den 
in der MRK verankerten Grundrechten Hinweise 
für die den Mitgliedstaaten gemeinsamen Verfas- 
sungsüberlieferungen zu entnehmen, die MRK mit 
anderen Worten also indirekt zu einem Indikator 


für den auf der Ebene der Gemeinschaft bestehenden 
Grundrechtsstandard zu machen. Obwohl es der Ge- 
richtshof bisher vermieden hat, von einer direkten 
Bindung der Gemeinschaft an den MRK-Katalog zu 
sprechen, gibt es gute Gründe, eine derartige Bin- 
dung schon jetzt für gegeben zu erachten. Einmal 
stellt nämlich die MRK einen von allen Mitglied- 
staaten anerkannten Minimalstandard dar, der als 
Bestandteil der vom Gerichtshof geschützten „all- 
gemeinen Rechtsgrundsätze" zu gelten hat. Zum 
andern wird man sich fragen müssen, ob die Ge- 
meinschaft, soweit ihr Befugnisse von den Mitglied- 
staaten übertragen wurden, nicht schon aufgrund 
des Substitutionsprinzips wegen der ursprünglichen 
Bindung der Mitgliedstaaten an die materiellen Be- 
stimmungen der MRK gebunden ist. 

2. Da die Gemeinschaft nicht Vertragspartner der 
MRK ist, erscheint es ausgeschlossen, sie zum direk- 
ten Adressaten einer Staaten- und Individualbe- 
schwerde zu machen. Hingegen ist die Möglichkeit, 
daß bestimmte Rechtsakte der Gemeinschaft zum 
Gegenstand eines Verfahrens vor der Menschen- 
rechtskommission oder dem Menschenrechtsgerichts- 
hof gemacht werden, keineswegs von der Hand zu 
weisen. Als Beschwerdeführer könnten insoweit vor 
allem Drittstaaten, die keinen Zugang zum Euro- 
päischen Gerichtshof haben, sowie natürliche oder 
juristische Personen auftreten, die im Verfahren vor 
dem Europäischen Gerichtshof unterlegen sind. Die 
letzterwähnte Möglichkeit ist erst vor kurzem im 
Falle einer Arbeitnehmervereinigung praktisch ge- 
worden, die es versucht hat, eine Entscheidung des 
Rates, mit der ihre Beteiligung am Beratenden Aus- 
schuß des EGKS-Vertrages versagt worden war, der 
Gesamtheit der Mitgliedstaaten der Kohle- und 
Stahlgemeinschaft anzulasten. Zwar ist diese Be- 
schwerde von der MRK-Kommission am 10. Juli 
1978 als unzulässig verworfen worden, dies aber nur 
mit einer für die spezielle Fallgestaltung zugeschnit- 
tenen Begründung. Es läßt sich zur Zeit nicht aus- 
schließen, daß die MRK-Kommission oder der Straß- 
burger Gerichtshof die Frage der Gesamtverantwort- 
lichkeit der Mitgliedstaaten, insbesondere unter dem 
Gesichtspunkt der Rechtsverkürzung, die mit der 
Übertragung von Hoheitsbefugnissen auf die Ge- 
meinschaft verbunden ist, eines Tages anders be- 
urteilen. 

3. Das Risiko, daß Gemeinschaftsakte ohne ent- 
sprechende Verteidigungsmöglichkeiten für die Ge- 
meinschaften einer Kontrolle der Straßburger In- 
stanzen unterzogen werden, ist besonders in den 
Fällen evident, in denen die Mitgliedstaaten, ohne 
über einen eigenen Ermessensspielraum zu verfü- 
gen, Verpflichtungen des Gemeinschaftsrechts in 
nationales Recht umsetzen. Die Menschenrechts- 
beschwerde würde sich in derartigen Fällen an einen 
einzelnen Mitgliedstaat richten, als solche also ohne 
weiteres zulässig sein. Gegenstand der Beschwerde 

14) Mit Ausnahme von Malta und der Türkei haben alle 
Mitglieder des Europarates die obligatorische Zustän- 
digkeit des Gerichtshofes anerkannt. Spanien und 
Liechtenstein haben sich zu diesem Punkt bisher noch 
nicht geäußert. 
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wäre dann aber, sofern man von der Möglichkeit zu- 
sätzlicher, vom Gemeinschaftsrecht nicht geforderter 
Regelungen einmal absieht, die hinter dem natio- 
nalen Akt stehende Gemeinschaftsregelung. Unbe- 
briedigend ist die Situation bei derartigen Ausfüh- 
rungsakten insbesondere deshalb, weil der Mitglied- 
staat mit seiner Verteidigung, er erfülle lediglich 
eine nach Gemeinschaftsrecht obliegende Verpflich- 
tung, wahrscheinlich nicht gehört würde, die letztlich 
verantwortliche Gemeinschaft hingegen ihrerseits 
keine Gelegenheit hätte, zu den gegen sie erhobe- 
nen Vorwürfen Stellung zu nehmen. 

4. Die Gemeinschaft läuft nach allem unter der 
gegenwärtigen Rechtslage Gefahr, daß ihre Rechts- 
akte, ohne daß insoweit angemessene Verteidi- 
gungsmöglichkeiten bestünden, von den Straßburger 
Instanzen auf ihre Vereinbarkeit mit der MRK über- 
prüft und die Mitgliedstaaten gegebenenfalls ge- 
zwungen werden, derartige Akte nicht anzuwenden. 

IV. Die Argumente für einen Beitritt 

Die für den Beitritt der Gemeinschaften zur MRK 
sprechenden Argumente lassen sich wie folgt zusam- 
menfassen: 

1. Konsolidierung der Vorstellung von Europa als 
eines Gebietes der Freiheit und der Demokratie 

a) Der Beitritt zur MRK würde nicht nur innerhalb 
der freien Welt, sondern auch darüber hinaus in 
nicht unerheblichem Maße zu einer Konsolidierung 
demokratischer und freiheitlicher Grundvorstellun- 
gen beitragen. Er würde mehr noch als die Erklä- 
rung der drei politischen Institutionen vom 5. April 
1977 ^5) zur Beachtung der Grundrechte vor aller 
Welt deutlich machen, daß es die Gemeinschaft nicht 
bei politischen Absichtserklärungen beläßt, sondern 
bereit ist, den Schutz der Menschenrechte im Wege 
ihrer Bindung an einen geschriebenen Grundrechts- 
katalog konkret zu verbessern. 

b) Der Beitritt der Gemeinschaften zur MRK liegt 
ganz auf der Linie der Demokratieerklärung der 
Staats- und Regierungschefs vom 8. April 1978; in 
dieser Erklärung ist feierlich zum Ausdruck gebracht 
worden, „daß die Achtung und Aufrechterhaltung 
der parlamentarischen Demokratie und der Men- 
schenrechte in allen Mitgliedstaaten wesentliche 
Elemente ihrer Zugehörigkeit zu den Europäischen 
Gemeinschaften sind". Wenn die Beachtung der 
Menschenrechte eine unerläßliche Voraussetzung für 
die Zugehörigkeit eines Staates zur Gemeinschaft 
ist, dann ist es nur folgerichtig, die Gemeinschaften 
selbst zur Beachtung dieser Rechte zu verpflichten. 

Die Tragweite der Kopenhagener Erklärung würde 
durch den Beitritt der Gemeinschaften zur MRK ver- 
stärkt. Insbesondere hätte die Gemeinschaft die Mög- 
lichkeit, für die Beachtung der rechtlichen, politi- 
schen und moralischen Werte zu sorgen, denen sie 
sich verbunden fühlt. 


15) ABI. EG Nr. C 103 vom 27. April 1977, S. 1 


2. Verstärkung des Grundrechtsschutzes innerhalb 
der Gemeinschaft 

a) Ein Beitritt der Gemeinschaften zur MRK würde 
die Rolle, die den Rechtsakten der Gemeinschaft 
innerhalb der MRK zukommt, verdeutlichen und auf 
eine vernünftigere Grundlage stellen: es ist in der 
Tat logischer, wenn eine Beschwerde wegen Verlet- 
zung von Grundrechten unter den in der MRK vor- 
gesehenen Voraussetzungen direkt gegen derartige 
Akte erhoben werden kann und nicht mehr nur im 
Wege der Anfechtung von Ausführungsmaßnahmen 
der Mitgliedstaaten; es wäre dann ein echtes kontra- 
diktorisches Verfahren möglich, an dem sich die Ge- 
meinschaft selbst beteiligen könnte. Mit dem Beitritt 
der Gemeinschaft zur MRK würde zudem der Rechts- 
zustand wieder hergestellt, in dem sich die Angehö- 
rigen der Mitgliedstaaten vor der Übertragung be- 
stimmter Kompetenzen auf die Gemeinschaften be- 
funden haben. 

b) Mit dem Beitritt wäre zumindest teilweise die 
seit langem erhobene Forderung erfüllt, die Gemein- 
schaft an einen geschriebenen Grundrechtskatalog 
zu binden. Zwar decken die in der Konvention und 
in den Zusatzprotokollen enthaltenen Rechte nicht 
alle für die Aktivitäten der Gemeinschaft möglicher- 
weise relevanten Grundrechte. Die große Mehrheit 
dieser Rechte ist jedoch auch für die Gemeinschaft 
von Bedeutung. Entscheidend ist, daß sowohl dem 
einzelnen als auch den Organen durch einen ge- 
schriebenen Rechtsakt klare und im vorhinein be- 
kannte Kriterien an die Hand gegeben würden, was 
zur Zeit nicht der Fall ist. 

3. Institutionelle Verstärkung 

a) Durch den Beitritt zu einem internationalen 
Rechts- und Kontrollmechanismus würde die eigen- 
ständige Rechtspersönlichkeit der Gemeinschaft 
unterstrichen. 

b) Der Beitritt würde die Gemeinschaft in die Lage 
versetzen, gegenüber dem Vorwurf der Grundrechts- 
lücke nicht nur auf die sehr fortschrittliche Recht- 
sprechung des Gerichtshofs sondern auch auf ihre 
formelle Bindung an die MRK verweisen zu können. 
Sie würde den Beweis dafür liefern, daß die Gemein- 
schaft bereit ist, sich jeder Art von Kritik wegen der 
Übereinstimmung ihrer Akte mit den Grundrechten 
zu stellen. 

c) Der Beitritt würde schließlich das Risiko ver- 
mindern, daß nationale Gerichte unter Berufung auf 
die fehlende Bindung der Gemeinschaft an einen 
geschriebenen Grundrechtskatalog Rechtsakte des 
Rates oder der Kommission an ihren nationalen 
Verfassungen messen - und gegebenenfalls für den 
Geltungsbereich dieser Verfassungen unter Verlet- 
zung des Prinzips der Einheitlichkeit des Gemein- 
schaftsrechts für unanwendbar erklären. 

V. Die gegen den Beitritt bestehenden Einwände 

1. Die Gemeinschaft benötigt einen eigenen Katalog 

Es ist geltend gemacht worden, daß die in der MRK 
enthaltenen Grundrechte für die Gemeinschaft nicht 
relevant seien und daß demgemäß die Beitrittsidee 
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nur als Alibi für die Nichtinangriffnahme des eigent- 
lichen Problems herhalten müsse: Ausarbeitung und 
Verabschiedung eines speziell auf die Bedürfnisse 
der Gemeinschaften zugeschnittenen Katalogs. 

Wie im folgenden unter 2) noch darzulegen sein 
wird, ist der MRK-Katalog für die Gemeinschaft 
durchaus nicht ohne Interesse. Dessen ungeachtet 
bleibt es richtig, daß dieser Katalog nicht in allen 
Punkten den Erfordernissen der Gemeinschaft ent- 
spricht. Insoweit ist jedoch schon in der Einleitung 
darauf hingewiesen worden, daß innerhalb abseh- 
barer Zeit die Chancen für eine Einigung auf einen 
speziell für die Gemeinschaft maßgeblichen Katalog, 
insbesondere was die wirtschaftlichen und sozialen 
Rechte angeht, nach wie vor sehr gering sind. Es 
sollte deshalb der Europäischen Konvention beige- 
treten und eine aktive Mitarbeit bei der Erweite- 
rung und Verstärkung der dort verankerten Rechte 
ins Auge gefaßt werden. 

Wie weiter oben schon bemerkt, steht der Beitritt 
der Gemeinschaft zur MRK der eventuellen Aus- 
arbeitung eines spezifischen Gemeinschaftskataloges, 
der gegebenenfalls über die Anforderungen der 
Konvention hinausgehen könnte, in keiner Weise 
entgegen. 

2. Die MRK entspricht nicht den Erfordernissen der 
Gemeinschaft 

Es ist richtig, daß die MRK mehr auf die überkom- 
menen Freiheitsrechte als auf die für die Gemein- 
schaft wichtigeren wirtschaftlichen und sozialen 
Rechte abstellt. Einmal sind aber auch die klassi- 
schen Freiheitsrechte für die Gemeinschaft von Be- 
deutung und zum anderen enthalten die Konven- 
tionen und ihre Zusatzprotokolle durchaus auch eine 
Reihe von wirtschaftlichen und sozialen Rechten. 
Von der potentiellen Bedeutung aus betrachtet, sind 
an erster Stelle wohl das Privat- und Familienleben 
sowie der Schutz der Wohnung und das Briefgeheim- 
nis in Artikel 8 zu nennen. Diese Rechte könnten 
nicht nur im Bereich der Wettbewerbs- und Preis- 
regeln bedeutsam werden, sondern auch gegenüber 
Bestimmungen, die das Zusammenleben von Wan- 
derarbeitnehmern und ihren Familienangehörigen 
in unangemessener Weise beschränken. Für die Reli- 
gions- und Assoziierungsfreiheit gibt es bereits ein- 
schlägige Beispiele in der Rechtsprechung des Ge- 
richtshofs und es bedarf keiner besonderen Phan- 
tasie, sich vorzustellen, daß sich Probleme auch für 
die durch Artikel 10 geschützte allgemeine Mei- 
nungs- und Informationsfreiheit stellen können. 
Artikel 10 könnte sowohl auf dem Gebiete des Wett- 
bewerbsrechts als auch bei Regelungen im Rahmen 
des Warenverkehrs eine Rolle spielen} er ist zudem 
für das Verhältnis der Gemeinschaft zu ihren Be- 
diensteten von nicht unerheblicher Bedeutung. 

Die in Artikel 6 Abs. 2 und 3 vorgesehenen Verfah- 
rensgarantien könnten auf die Prozeduren Auswir- 
kungen haben, mit denen die Gemeinschaft Sank- 


16) Vgl. Urteil vom 27. Oktober 1976, Rechtssache 130/75 
- Prais ./. Rat - Slg. 1976, S. 1589 sowie Urteil vom 
28. Oktober 1975 Rechtssache 36/75 - Rutili ./. franzö- 
sisches Innenministerium - Slg. 1975, S. 1219 


tionen verhängt. Ferner könnte die Gemeinschaft, 
ebenso wie sie bereits vor das Problem „ne bis in 
idem"' gestellt war, sich eines Tages mit der in 
Artikel 7 MRK verankerten Regel „nulla poena sine 
lege'' konfrontiert sehen. 

Das Recht, jede Art von friedlichen Vereinigungen 
oder Gewerkschaften zu gründen (Artikel 11), ist 
zweifellos ein wirtschaftliches Grundrecht von er- 
heblicher Tragweite. Das erste Zusatzprotokoll be- 
trifft das Eigentumsrecht sowie ein Recht auf Bil- 
gung; letzteres ist in den Rechtssachen 9/74^^) und 
68/74 ^®) für die Gemeinschaft im Zusammenhang mit 
der Gleichbehandlung der Kinder von Wander- 
arbeitnehmern relevant geworden. Im vierten Zu- 
satzprotokoll sind schließlich einige den freien Per- 
sonenverkehr betreffende Rechte verankert, die für 
die Aktivitäten der Gemeinschaft von ganz spezi- 
fischer Bedeutung sind. 

Die oft gehörte Feststellung, die MRK sei für die 
Aktivitäten der Gemeinschaft nur marginal von 
Interesse, erscheint nach allem also nicht richtig. 
Für die Zukunft läßt sich im übrigen nicht ausschlie- 
ßen, daß Initiativen zur Verstärkung der Rechte der 
europäischen Bürger auf wirtschaftlichem und sozi- 
schem Gebiet ergriffen werden. 

3. Die Gemeinschaft ist nicht fähig, die aus der 
MRK folgenden Verpflichtungen zu erfüllen 

Es ist ferner angeführt worden, daß die MRK sowohl 
nach dem Inhalt der in ihr enthaltenen Rechte als 
auch hinsichtlich der vorgesehenen Verfahren ein- 
deutig auf eine Beteiligung souveräner Staaten ab- 
stelle und daß bestimmte Verpflichtungen dieser 
Konvention von der Gemeinschaft in ihrer gegen- 
wärtigen Struktur nicht erfüllt werden könnten. 

a) Es ist richtig, daß die MRK sowohl nach ihrem 
Wortlaut als auch nach ihrer Entstehungsgeschichte 
allein auf die Mitwirkung von Staaten angelegt ist. 
Bestimmungen, die wie die Artikel 10, 11, 17, 28, 30, 
31 oder 64 den Begriff „Staat" verwenden (der aller- 
dings in der Konvention nur synonym mit der 
Wendung „Hohe Vertragsschließende Teile" ver- 
wandt wird), lassen sich nicht ohne weiteres auf 
internationale Organisationen anwenden. Rechtlich 
und politisch gesehen liegt hierin jedoch nach An- 
sicht der Kommission ebensowenig ein Hindernis 
wie in den Wendungen „nationale Sicherheit" oder 
„wirtschaftliches Wohl des Landes", die in den 
Artikeln 8 bis 11 als Maßstab für die Begrenzung 
bestimmter Freiheiten durch die nationale Gesetz- 
gebung genannt werden. Die Notwendigkeit der 
Einschränkung von Grundrechten aus Gründen eines 
übergeordneten allgemeinen Interesses stellt sich 
für die Gemeinschaft im Prinzip genau so wie für 
die Vertragsstaaten. Deshalb dürfte genügen, in 
einem noch auszuhandelnden Beitrittsprotokoll fest- 


ig) Urteil vom 14. Februar 1972 Rechtssache 7/72 - Boeh- 
ringer ./, Kommission - Slg. 1972, S. 1281 

18) Urteil vom 3, Juli 1974 - Cassagrande ./. Stadt Mün- 
chen - Slg. 1974, S. 773 

19) Urteil vom 29. Januar 1975 - Alaimo ./. Prefet du 
Rhone - Slg. 1975, S. 109 
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zulegen, daß die Konvention, soweit sie spezifisch 
auf Staaten zugeschnittene Begriffe verwendet, 
„mutatis mutandis" für die Europäischen Gemein- 
schaften gilt. 

b) Rechnung getragen werden muß dagegen dem 
Einwand, wonach die Gemeinschaft kein souveräner 
Staat ist und schon aus diesem Grunde die in der 
MRK verankerten Rechte nicht voll wahrnehmen 
könne. Angesichts der im Verhältnis zu den Staaten 
notwendigerweise begrenzten Kompetenzen der 
Gemeinschaften muß man sich in der Tat fragen, ob 
sich die Gemeinschaften um eine in jeder Bezie- 
hung gleichberechtigte Mitgliedschaft bemühen soll- 
ten. Nach Auffassung der Kommission muß der Bei- 
tritt eine Erweiterung der Rechtsschutzmöglich- 
keiten gegenüber Grundrechtsverletzungen durch 
die Gemeinschaften mit sich bringen. Wer mit ande- 
ren Worten nach der MRK vor den Organen dieser 
Konvention beschwerdeberechtigt ist, sollte unter 
den Voraussetzungen der Konvention die Möglich- 
keit haben, auch Rechtsakte der Gemeinschaft auf 
ihre Übereinstimmung mit den in der MRK ent- 
haltenen Grundrechten überprüfen zu lassen. 

Was demgegenüber das aktive Beschwerderecht 
nach Maßgabe der Artikel 24 und 48 Buchstaben b, 
c und d anbelangt, so ist zu überlegen, ob die Ge- 
meinschaft auf der Zuerkennung dieses Rechtes be- 
stehen soll. Man sollte der Gemeinschaft dieses 
Recht vielleicht in den Fällen zugestehen, in denen 
es sich um Grundrechtsverletzungen durch einen 
nicht der Gemeinschaft angehörenden Staat handelt 
und in denen die Verletzung in einem spezifischen 
Zusammenhang mit den der Gemeinschaft übertrage- 
nen Kompetenzen besteht. Soweit Grundrechtsver- 
letzungen ihrer Mitgliedstaaten in Frage stehen, die 
einen speziellen Bezug zum Gemeinschaftsrecht ha- 
ben, besitzt die Gemeinschaft aufgrund des in den 
Verträgen vorgesehenen Verfahrens zur Verfol- 
gung von Vertragsverstößen ausreichende Interven- 
tionsmöglichkeiten. 

Eine andere Frage ist es, ob sich die Gemeinschaft 
auch in den Konventionsorganen der Mitwirkung 
immer dann enthalten sollte, wenn es nicht um eine 
sie betreffende Angelegenheit geht: zu dieser Frage 
wird nachstehend unter VI. 1 Stellung genommen. 

c) Es ist weiterhin vorgebracht worden, daß die 
Gemeinschaften in ihrer gegenwärtigen Verfas- 
sungsstruktur verschiedene Verpflichtungen der 
MRK, z. B. die Rechtsschutzerfordernisse des Artikel 
13 sowie regelmäßige Wahlen zu einer gesetzgeben- 
den Körperschaft (Artikel 3 des Ersten Zusatzpro- 
tokolls) nicht erfüllen könnten. 

ca) Es trifft zu, daß die Verträge gegenüber 
Rechtsakten, die sich an eine unbestimmte Vielzahl 
von Adressaten wenden, keine direkten Klagemög- 
lichkeiten vorsehen. Indessen ist Artikel 13 MRK 
bisher niemals in dem Sinne ausgelegt worden, daß 
für den Fall der Verletzung eines in der MRK auf- 
geführten Rechtes ein Rechtsweg vor den Gerichten 
gegenüber jeder Art von Akten, selbst gegenüber 
Legislativakten, zu eröffnen wäre. Der Wortlaut des 
Artikels 13 verlangt eine wirksame Beschwerde- 


möglichkeit gegenüber einer nationalen Instanz. Da- 
bei muß es sich - wie der Menschenrechtsgerichtshof 
in den Fällen Golder ^®) und Klass u. a. ^^) entschie- 
den hat - nicht notwendig um eine Gerichtsinstanz 
handeln. 

Es genügt eine wirksame Beschwerdemöglichkeit 
schlechthin, eine Dienstaufsichtsbeschwerde oder die 
Möglichkeit einer Gegenvorstellung. Letztlich 
kommt es auf die Gesamtheit der jeweils bestehen- 
den Verteidigungsmöglichkeiten an. 

Berücksichtigt man in diesem Zusammenhang die 
indirekten Möglichkeiten, die jedem von einem 
Legislativakt der Gemeinschaften betroffenen Bür- 
ger in bezug auf die Überprüfung derartiger Akte 
über die Verfahren nach Artikel 177 und 184 EWGV 
sowie im Wege der Schadensersatzklage nach Ar- 
tikel 178, 215 Abs. 2 EWGV zur Verfügung stehen, 
so dürfen sich aus Artikel 13 MRK für den Beitritt 
keine Hindernisse ergeben. Es ist im übrigen darauf 
hinzuweisen, daß die Rechtsordnungen einer ganzen 
Reihe von Staaten, die die MRK unterzeichnet ha- 
ben, gegenüber Legislativakten keine direkten An- 
fechtungsmöglichkeiten vorsehen. Dennoch hat es 
keiner dieser Staaten für notwendig gehalten, we- 
gen Artikel 13 MRK einen Vorbehalt zu machen. 

cb) Was Artikel 3 des Ersten Zusatzprotokolls be- 
trifft, demzufolge die vertragsschließenden Teile ver- 
pflichtet sind, „in angemessenen Zeitabständen freie 
und geheime Wahlen unter Bedingungen abzu- 
halten, die die freie Äußerung der Meinung des 
Volkes bei der Wahl der gesetzgebenden Organe 
gewährleisten", so kann man sich in der Tat fragen, 
ob diese Bestimmung von der Gemeinschaft erfüllt 
wird. Der Wortlaut von Artikel 3 verlangt nicht 
ausdrücklich, daß gerade die gesetzgebende Körper- 
schaft in direkten und allgemeinen Wahlen gewählt 
wird. Abgesehen von den Eigentümlichkeiten des 
gemeinschaftlichen Gesetzgebungsverfahrens be- 
steht ferner kein Zweifel daran, daß die Zusammen- 
setzung des Rates die in freien Wahlen zum Aus- 
druck gebrachten politischen Überzeugungen der 
Völker der Mitgliedstaaten widerspiegelt. Um den- 
noch etwaige Bedenken wegen der Vereinbarkeit 
der gegenwärtigen Gemeinschaftsstruktur mit Ar- 
tikel 3 des Ersten Zusatzprotokolls auszuräumen, 
erscheint es angebracht, bei der Ratifikations- 
urkunde einen Vorbehalt des Inhalts zu machen, 
daß der Beitritt der Gemeinschaft zur MRK das der- 
zeitige institutioneile Gefüge der Gemeinschaft nicht 
berührt. Derartige Vorbehalte sind nach Artikel 64 
MRK möglich und zu verschiedenen Bestimmungen 
der Konvention von fast allen Signatarstaaten ge- 
macht worden. 

cc) Im gegebenen Zusammenhang ist schließlich 
auf die Problematik hinzuweisen, die sich für die 
Gemeinschaft aus Artikel 14 MRK ergeben könnte. 
Der Genuß der in der Konvention festgelegten 
Rechte und Freiheiten ist nach dieser Bestimmung 
„ohne Benachteiligung zu gewährleisten", und zwar 


20) Urteil vom 21. Februar 1975, Annuaire de la Conven- 
tion europeenne des droits de l'homme, 1975, S. 291 ff. 

21) Urteil vom 6. September 1978 
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insbesondere auch ohne Benachteiligung nach natio- 
naler Herkunft. Um eventuelle Einwände gegen die 
im Wesen der Gemeinschaft liegende Bevorzugung 
von Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten auszu- 
schließen, wäre wahrscheinlich auch für Artikel 14 
MRK eine Klarstellung erforderlich. 

4. Beeinträchtigungen für das institutionelle Gefüge 
der Gemeinschaft 

Gegen den Beitritt wird gelegentlich vorgebracht, 
es erscheine nicht tragbar, die Entscheidungen des 
Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften der 
Kontrolle einer anderen internationalen Organisa- 
tion zu unterstellen. Außerdem würden die infolge 
der Konvention von nationalen und gemeinschaft- 
lichen Rechtsschutzmöglichkeiten ohnehin schon lang- 
wierigen Rechtswege durch den Beitritt noch ver- 
längert. 

a) Die Vorstellung, einen internationalen Gerichts- 
hof der Kontrolle durch andere internationale 
Organe zu unterstellen, hat bei näherer Betrachtung 
nichts Befremdendes. Im Verhältnis zum Europarat 
bildet die Gemeinschaft ohne jeden Zweifel die 
engere Einheit. Ihre Rechtsordnung erscheint inso- 
weit wie eine interne Rechtsordnung. Es ist deshalb 
nur konsequent, die Entscheidungen des Gerichts- 
hofs der Europäischen Gemeinschaften im Rahmen 
der MRK wie Entscheidungen einer innerstaatlichen 
Gerichtsbarkeit zu behandeln. 

b) Daß mit der Eröffnung zusätzlicher Rechtsweg- 
möglichkeiten eine Verlängerung der Verfahren 
verbunden ist, liegt in der Natur der Sache und 
muß im Hinblick auf die damit verbundene Erweite- 
rung des Grundrechtsschutzes in Kauf genommen 
werden. Eine Verzögerung der Entscheidungsproze- 
duren als solche ist nicht zu befürchten, da weder 
mit der Befassung der Menschenrechtskommission 
noch mit der Anrufung des Menschenrechtsgerichts- 
hofes ein Suspensiveffekt verbunden ist. 

5. Individualbeschwerde und Vorbehalte 

In der Diskussion wird immer wieder darauf hinge- 
wiesen, daß mit dem Beitritt zur MRK für den 
Bürger nur dann eine Erweiterung seiner Rechte 
verbunden ist, wenn die Gemeinschaft gegen die 
Gesamtheit ihrer Rechtsakte die Individualbe- 
schwerde zulasse. Gerade diese Voraussetzung er- 
scheine jedoch gegenwärtig keineswegs gesichert. 
Die Gemeinschaft müsse sich ferner dazu äußern, 
ob sie sich hinter den Vorbehalten, die ihre Mit- 
gliedstaaten zu dieser oder jener Bestimmung ge- 
macht hätten, verstecken und diesen gegebenen- 
falls noch weitere hinzufügen wolle oder ob sie 
bereit sei, die Konvention ohne jeden Vorbehalt zu 
akzeptieren. 

a) Soll mit dem Beitritt eine substantielle Ver- 
besserung des Grundrechtsschutzes verbunden sein, 
so wäre es in der Tat wünschenswert, weenn nicht 
gar unerläßlich, daß die Gemeinschaft sowohl die 
Zuständigkeit des Menschenrechtsgerichtshofes an- 
erkennt, als auch die in Artikel 25 MRK vorgesehene 
Individualbeschwerde eröffnet. Ohne Eröffnung der 


Individualbeschwerde würde der Beitritt zur MRK 
in erster Linie Staaten nützen, die nicht der Gemein- 
schaft angehören. Beschwerden eines Mitgliedstaates 
gegen die Gemeinschaft aufgrund von Artikel 24 
MRK sind schwer vorstellbar. Man müßte sie schon 
deshalb ausschließen, weil es die Artikel 87 EGKSV, 
219 EWG und 193 EAGV den Mitgliedstaaten ver- 
bieten, Streitigkeiten, die die Anwendung und die 
Auslegung des Gemeinschaftsrechts betreffen, auf 
andere Weise als in den Verträgen vorgesehen zu 
regeln. 

Mit dem Beitritt zur MRK sollte also wenn irgend 
möglich die Individualbeschwerde nach Artikel 25 
eröffnet werden. Die Kommission befürwortet diese 
Lösung aus politischen wie rechtlichen Überlegun- 
gen. Sie ist jedoch der Auffassung, daß für eine 
Übergangszeit ein Beitritt auch ohne diese Möglich- 
keit ins Auge gefaßt werden könnte, sofern sich die 
Zustimmung aller Mitgliedstaaten zur Eröffnung der 
Individualbeschwerde nicht sofort erzielen läßt. 
Auch wenn die Gemeinschaft die Individualbe- 
schwerde nicht sofort zulassen könnte, bliebe der 
Beitritt ein politisch bedeutsamer Schritt, insbeson- 
dere wenn hierbei erklärt würde, daß die Gemein- 
schaft langfristig die Möglichkeit der Individual- 
beschwerde anstrebt. Für den rechtssuchenden Bür- 
ger ergäbe sich in diesem Fall zumindest insofern 
ein Vorteil, als die MRK dann nicht mehr nur als 
Indikator für die allgemeinen Rechtsüberzeugungen 
der Mitgliedstaaten, sondern als ein die Gemein- 
schaft förmlich bindender (vgl. Artikel 228 Abs. 2 
EWGV) Rechtsakt anzusehen wäre. Dies würde den 
Gerichten der Mitgliedstaaten zweifellos Anlaß 
geben, den Gerichtshof der Europäischen Gemein- 
schaften häufiger als bisher mit Fragen über die 
Vereinbarkeit bestimmter Gemeinschafts akte mit der 
MRK zu befassen. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß die Ver- 
handlungen über den Beitritt und die sich daran 
anschließenden Ratifizierungsprozeduren auf jeden 
Fall beträchtliche Zeit in Anspruch nehmen werden. 
Es ist nicht ausgeschlossen, daß sich schon während 
dieser Zeit in der Frage der Individualbeschwerde 
unter den Mitgliedstaaten eine Einigung erzielen 
läßt. 

b) Die Bindung der Mitgliedstaaten an die MRK 
ist wegen der unterschiedlichen Vorbehalte, die 
diese zu einzelnen Bestimmungen anläßlich der 
Unterzeichnung oder bei Hinterlegung der Ratifi- 
zierungsurkunde gemacht haben, nicht einheitlich. 
Dies könnte dazu führen, daß einzelne Mitglied- 
staaten bei der Ausführung einer Verpflichtung des 
Gemeinschaftsrechts die MRK nicht zu beachten 
brauchen, andere dagegen wohl. Je nach Art und 
Umfang der Vorbehalte der Gemeinschaft wäre es 
sogar möglich, daß der betroffene Bürger zwar nicht 
die Konventionswidrigkeit einer nationalen Aus- 
führungsmaßnahme geltend machen, wohl aber mit 
Erfolg den dieser Maßnahme zugrunde liegenden 
Gemeinschaftsakt angreifen kann. 

Divergenzen dieser Art sollten nach Auffassung der 
Kommission die Gemeinschaft nicht dazu veranlas- 
sen, Reserven anzumelden, die über das aus ihrer 
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internen Struktur folgende absolut unumgängliche 
Maß hinausgehen. Auch wenn sich die Gemeinschaft 
auf einige wenige, auf ihrer spezifischen Natur be- 
ruhende Reserven beschränkt, wäre ein Konflikt 
zwischen den von den Mitgliedstaaten gemachten 
Vorbehalten und der Haltung der Gemeinschaft 
nicht zu befürchten. Im gegebenen Beispiel würde 
auf der einen Seite der von dem Mitgliedstaat aus- 
gesprochene Vorbehalt voll respektiert, dem Bürger 
andererseits aber die Möglichkeit gegeben, das ihm 
grundrechtswidrig erscheinende Verlangen durch 
direktes Vorgehen gegen den Gemeinschaftsakt 
selbst zu Fall zu bringen. Die Kommission tritt des- 
halb dafür ein, die Vorbehalte der Gemeinschaft im 
Fall eines Beitritts auf gemeinschaftsspezifische Pro- 
bleme zu beschränken. 


VI. 

Mitwirkung der Gemeinschaft in den MRK-Organen 

Die vorangegangenen Überlegungen haben gezeigt, 
daß die Übernahme der in der Konvention enthalte- 
nen Grundrechte - abgesehen von gewissen Klar- 
stellungen zu Artikel 14 und zu Artikel 3 des Ersten 
Zusatzprotokolls - für die Gemeinschaft keine 
Schwierigkeiten bereitet. Schwierigkeiten ergeben 
sich dagegen bei der Frage, wie die Mitwirkung der 
Gemeinschaften in den Organen der MRK sicher- 
gestellt werden kann. Auch diese Schwierigkeiten 
erscheinen indessen bei näherer Betrachtung über- 
windbar. 

1. Menschenrechtskommission und Menschenrechts- 
gerichtshof 

Im Gegensatz zum Ministerkomitee sind die Mit- 
glieder der Menschenrechtskommission und des 
Menschenrechtsgerichtshofes keine Vertreter der 
Vertragsparteien und auch nicht an Weisungen ihrer 
Regierungen gebunden; die Kommissionsmitglieder 
und Richter treten nur in ihrer persönlichen Eigen- 
schaft als unabhängige Personen auf. Die nicht der 
Gemeinschaft angehörenden Mitgliedstaaten der 
MRK haben demgemäß nicht zu befürchten, daß die 
Kommissionsmitglieder oder Richter aus den Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaft in gemeinschafts- 
spezifischen Angelegenheiten einen einheitlichen 
Block formen und dabei entweder als Sperrminorität 
auftreten oder sogar die Mehrheit bilden Auch 
könnte ihnen keine „Überrepräsentierung" vorge- 
worfen werden, wenn die Gemeinschaft als solche 
einen Vertreter als Kommissionsmitglied und einen 
Richter entsendet. 

Für die Menschenrechtskommission und den Men- 
schenrechtsgerichthof sind somit zwei Lösungen 
denkbar: 


22) Zu den 19 Staaten, die die Konvention ratifiziert 
haben, gehören heute auch die neun Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft: nach Abschluß der gegenwärtigen 
Erweiterungsverhandlungen und der für die MRK 
laufenden Ratifizierungsverfahren ergäbe sich ein 
Zahlenverhältnis von 12 zu 21. 


a) Die erste Lösung ließe die gegenwärtige Zusam- 
mensetzung der Menschenrechtskommission und des 
Menschenrechtsgerichthofes unberührt. Für diese 
Lösung spricht die Tatsache, daß ein zusätzliches 
Kommissionsmitglied und ein zusätzlicher Richter 
für die Gemeinschaft aufgrund der Unabhängigkeit 
der Mitglieder der Kommission und des Gerichts- 
hofes nicht unerläßlich sind. Im Rahmen der Rechts- 
sachen, mit denen der Gerichtshof befaßt wird, 
könnte der für die Gemeinschaft berufene Richter 
der Angehörige des Mitgliedstaates sein, der gerade 
den Vorsitz im Rat der Gemeinschaften führt. 

Man wird sich jedoch fragen müssen, ob diese Lö- 
sung nicht im Widerspruch zu dem Grundsatz steht, 
wonach die Gemeinschaft internationale Rechtsper- 
sönlichkeit besitzt. Verlangt nicht die internationale 
Rechtsfähigkeit der Gemeinschaft, daß diese in den 
Organen der MRK, sobald dort über ihre Interessen 
und sogar über ihre Verantwortlichkeit entschieden 
wird, durch einen eigens für sie ernannten Kom- 
missar und einen zusätzlichen Richter vertreten 
wird? 

Wenn es auch richtig ist, daß die Richter am Men- 
schenrechtsgerichtshof in ihrer persönlichen Eigen- 
schaft und nicht als Vertreter ihres Staates Recht 
sprechen, so ist doch darauf hinzuweisen, daß dem 
Spruchkörper immer ein nationaler Richter, d. h. ein 
Richter des betroffenen Landes angehören muß. 

Es erscheint also nicht zulässig, die Gemeinschaft als 
solche innerhalb der Kommission und des Gerichts- 
hofs ohne „Vertretung" zu lassen. Ferner darf nicht 
übersehen werden, daß die Mitglieder der Straß- 
burger Organe nicht zwangsläufig mit der Rechts- 
ordnung der Gemeinschaft vertraut sind. 

b) Akzeptabel ist nach allem nur die zweite Lö- 
sung, bei der die Gemeinschaft sowohl in der Kom- 
mission als auch im Gerichtshof durch ein eigens für 
sie ernanntes Kommissionsmitglied bzw. durch einen 
eigenen Richter mitwirkt. Die Anwesenheit der- 
artiger Mitglieder würde die Autonomie der Ge- 

, meinschaft unterstreichen. Sie rechtfertigt sich aus 
den gleichen Gründen wie die Anwesenheit eines 
Staatsangehörigen aus jedem der MRK angehören- 
den Land: Jede Rechtsordnung muß notwendiger- 
weise in beiden Organen vertreten sein. 

Da die Mitglieder der Menschenrechtskommission 
und des Gerichtshofs für Menschenrechte ihr Amt 
persönlich wahrnehmen, könnte sich die Teilnahme 
der für die Gemeinschaft auftretenden Persönlich- 
keiten an den Arbeiten dieser Organe im Prinzip 
auf alle anhängigen Fälle erstrecken. Möglich wäre 
zwar auch, sie auf die Beratung von Beschwerden 
zu beschränken, die sich gegen die Gemeinschaft 
richten. Dies hieße indessen, innerhalb der Men- 
schenrechtskommission und des Gerichtshofs zwei 
Kategorien von Mitgliedern zu schaffen, was nicht 
nur personelle und administrative Probleme zur 
Folge hätte, sondern auch die Kontinuität der Rechts- 
findung erschweren würde. In jedem Fall müßte die 
Mitwirkung der „Gemeinschaftsvertreter" bei Be- 
schwerden gesichert sein, die sich gegen Ausfüh- 
rungsakte der Mitgliedstaaten zu verbindlichen Ge- 
meinschaftsnormen richten. 
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Die Bestellung zusätzlicher Persönlichkeiten würde 
eine Abweichung von Artikel 20 und 38 MRK erfor- 
dern, denen zufolge der Menschenrechtskommission 
und dem Menschenrechtsgerichthof jeweils nur ein 
Angehöriger jedes einzelnen Staates angehören 
dürfen. 

2. Das Ministerkomitee 

Obwohl das Ministerkomitee eine quasi-richterliche 
Tätigkeit ausübt, ist es ein politisches Organ, dessen 
Mitglieder den Weisungen der jeweiligen Regie- 
rungen unterworfen sind. Im Hinblick auf diese 
Weisungsgebundenheit und die den Mitgliedstaa- 
ten gegenüber der Gemeinschaft obliegende Treue- 
pflicht dürfte es im Ministerkomitee zwischen der 
Gemeinschaft und den Mitgliedstaaten wegen der 
Vereinbarkeit eines Gemeinschaftsaktes mit der 
MRK nur in extrem gelagerten Fällen zu divergie- 
renden Standpunkten kommen. Dies gilt nicht nur 
für Beschwerden, in denen die Rechtmäßigkeit eines 
Aktes des Rates zur Debatte steht, sondern gegen- 
über allen Rechtshandlungen der Gemeinschaft. 

Die nicht der Gemeinschaft angehörigen Vertrags- 
partner der MRK könnten sich demgemäß für das 
Ministerkomitee in Angelegenheiten, die einen Ge- 
meinschaftsakt zum Gegenstand haben, einer 
Blockade durch die Gemeinschaftsstaaten ausgesetzt 
sehen. Da das Ministerkomitte gemäß Artikel 32 
MRK mit Zweidrittel-Mehrheit entscheidet, wäre 
bei der gegenwärtigen Mitgliederzahl der MRK- 
Staaten die Sperrminorität schon bei sieben Stimmen 
erreicht. 

Die beschriebenen Schwierigkeiten ließen sich aus- 
räumen, wenn in Gemeinschaftsangelegenheiten im 
Ministerkomitee sowohl für die Mitgliedstaaten der 
Gemeinschaft als auch für diese selbst nur ein ein- 
ziger Vertreter (z. B. der jeweilige Ratspräsident) 
aufträte, die Mitgliedstaaten mit anderen Worten 
also verpflichtet würden, sich in derartigen Ange- 
legenheiten zürückzuziehen. Diese Lösung würde in- 
dessen eine für die Mitgliedstaaten unangenehme 
Konsequenz bedeuten. Sie wäre zudem ein gefähr- 
licher Präzedenzfall für die Wahrnehmung von ge- 
mischten Kompetenzen in anderen internationalen 
Organisationen. 

Unter diesen Umständen erscheint es angemessen, 
das Ministerkomitee generell von der Befassung in 
Gemeinschaftsangelegenheiten auszuschließen. Diese 
Lösung mag beim ersten Anblick radikal erscheinen; 
sie würde jedoch den mit dem Beitritt verfolgten 
Zweck in keiner Weise beeinträchtigen. 

Im übrigen ist in diesem Zusammenhang darauf hin- 
zuweisen, daß es nach der Konzeption der Konven- 
tion zur Befassung des Ministerkoihitees nur kom- 
men soll, wenn der in Frage stehende Staat sich 
nicht der Gerichtsbarkeit des Gerichtshofs für Men- 
schenrechte unterworfen hat. Das Problem einer 
Vertretung der Gemeinschaft im Ministerkomitee 
verliert deshalb jede praktische Bedeutung, sobald 
die Gemeinschaft die obligatorische Zuständigkeit 
des Menschrechtsgerichtshofes anerkennt. Für die 
EG-Kommission erscheint eine derartige Anerken- 
nung selbstverständlich. Sie würde es sogar begrü- 


ßen, wenn es sich die Menschenrechtskommission 
zur Regel machte, diejenigen Fälle, in denen sie 
eine Beschwerde gegen einen Gemeinschaftsakt für 
zulässig erachtet, von sich aus aufgrund von Ar- 
tikel 48 Buchst, a MRK vor den Menschenrechts- 
gerichtshof zu bringen. 

VIL 

Die Beziehungen zwischen der MRK 
und dem Europarat 

Die MRK ist im formellen Sinne kein Rechtsakt des 
Europarates. Zwar wurde ihr Text im Europarat 
ausgearbeitet, und es ist auch richtig, daß sich die 
Konvention einiger Organe dieser Organisation be- 
dient. Rechtlich betrachtet handelt es sich jedoch um 
einen selbständigen Mechanismus. Es müßte deshalb 
möglich sein, von der Bestimmung des Artikel 66 
MRK, derzufolge die Konvention nur Mitgliedern 
des Europarates offensteht, eine Abweichung zu 
vereinbaren. 

Für einen Beitritt der Gemeinschaft zum Europarat 
selbst besteht keine Notwendigkeit. Die Zusammen- 
arbeit zwischen den beiden Organisationen ist zu- 
friedenstellend; sie wird zunehmend enger. Die 
Gemeinschaft ist bereits mehreren K 'Inventionen 
des Europarates mit gemeinschaftsrelevantem Inhalt 
beigetreten. Dabei hat sich gezeigt, daß die Mit- 
glieder des Europarates in der Regel bereit sind, 
Konventionen, die Gemeinschaftsmaterien zum Ge- 
genstand haben, für die Gemeinschaft zu öffnen, und 
zwar selbst dann, wenn hierdurch gewisse Änderun- 
gen an bestehenden Konventionen notwendig wer- 
den. 

VIIL Die Ernennungsprozeduren 
1 . Menschenrechtskommission 

Nach Artikel 21 MRK werden die Mitglieder der 
Menschenrechtskommission vom Ministerkomitee 
mit absoluter Stimmenmehrheit gewählt. Anders als 
bei den richterlichen Funktionen bestehen keine 
grundsätzlichen Bedenken dagegen, dem Minister- 
komitee auch die Wahl des „Vertreters" der Ge- 
meinschaft (vgl. hierzu oben unter VI 1 b) zu über- 
tragen. Um zu verhindern, daß die Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft bei dieser Ernennung die anderen 
Vertragspartner nicht systematisch majorisieren 
(was insbesondere nach der bevorstehenden Erwei- 
terung der Gemeinschaft der Fall sein könnte), er- 
scheint es angezeigt, für die Ernennung des „Ge- 
meinschaftsvertreters" in der Menschenrechtskom- 
mission das allseitige Einverständnis vorzusehen; 
praktisch vollzieht sich die Wahl der Kommissions- 
mitglieder schon heute in dieser Form. 

Für die Erstellung der in Artikel 21 MRK vorge- 
sehenen Kandidatenliste wird zu überlegen sein, ob 
man sie der Beratenden Versammlung des Europa- 
rates überläßt oder nach einer Formel sucht, die bei 
prinzipieller Beibehaltung der bestehenden Proze- 
duren eine geeignete Mitwirkung des Europäischen 
Parlaments bei der Aufstellung der „Gemeinschafts- 
kandidaten" garantiert. 
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2. Menschenrechtsgerichtshof 

Nach Artikel 39 MRK werden die Mitglieder des 
Gerichtshofs von der Beratenden Versammlung mit 
Stimmenmehrheit aus einer Liste von Personen ge- 
wählt, die von den Mitgliedern des Europarates 
vorgeschlagen werden. Dieses Verfahren könnte 
ohne weiteres auch für die Ernennung eines Rich- 
ters der Gemeinschaft verwandt werden. Hierzu 
müßte allerdings für Artikel 39 eine Abweichung in 
dem Sinne vorgesehen werden, daß die Gemein- 
schaft, sobald sie Vertragspartner der Konvention 
ist, für ihre Kandidaten ein Vorschlagsrecht auch als 
Nichtmitglied des Europarates hat. 

Die Aufstellung der Liste der Personen, die als 
Kandidaten für die Richterstelle der Gemeinschaft in 
Frage kommen, ist eine interne Gemeinschaftsange- 
legenheit; für eine besondere Regelung im Beitritts- 
protokoll besteht insofern kein Anlaß. 


IX. 

Die Verteidigung des Gemeinschaftsstandpunktes 

Auch insoweit handelt es sich um ein internes Pro- 
blem, das die Gemeinschaftsorgane unter sich regeln 
müssen. Nach Auffassung der Kommission sollten 
sich die Gemeinschaftsorgane insoweit an Artikel 
211 EWGV orientieren. 


X. Besondere Probleme 

Aus der Vielzahl der Probleme, die der Beitritt der 
Gemeinschaften zur MRK aufwirft, verdienen drei 
Fragen eine besondere Erwähnung; der Rang der 
MRK innerhalb der Gemeinschaftsrechtsordnung, die 
Auswirkungen des Beitritts für die Wirkungsweise 
der MRK in den Rechtsordnungen der Mitgliedstaa- 
ten, sow,ie die Frage, wie in den Fällen zu verfahren 
ist, in denen nationale Gerichte gegen ihre Ver- 
pflichtung zur Befassung des Europäischen Gerichts- 
hofes verstoßen haben. 

1. Nach Artikel 228 Abs. 2 EWGV hätte der Bei- 
tritt der Gemeinschaft zur MRK eine direkte Bin- 
dung der Organe der Gemeinschaft an die in der 
MRK enthaltenen Verpflichtungen zur Folge, über 
den Rang der MRK innerhalb der Gemeinschafts- 
rechtsordnung kann letztlich nur der Europäische 
Gerichtshof befinden. Zieht man dessen bisherige 
Rechtsprechung zu Rate 2 ®), so wird man davon aus- 
zugehen haben, daß die MRK einen höheren Rang 
als das abgeleitete Gemeinschaftsrecht hat. 

2. Da die innerstaatlichen Wirkungen der MRK 
zur Zeit noch sehr unterschiedlich sind (sie reichen 
von der gänzlichen Unbeachtlichkeit im innerstaat- 
lichen Bereich bis zur Stellung eines Gesetzes, des- 
sen Rang über dem des einfachen innerstaatlichen 
Gesetzes liegt; in Österreich hat die MRK sogar Ver- 
fassungsrang), könnte die Frage aufgeworfen wer- 


23) Vgl. Urteil vom 12. Dezember 1972 verbundene 
Rechtssachen 21-24/72, - Internationale Fruit. Cy. ./. 
Produktsdiap voor Groenten, Slg. 1972, S. 1219 


den, ob die formelle Aufnahme der MRK in das 
Gemeinschaftsrecht Änderungen für ihre innerstaat- 
liche Wirkung in den Mitgliedstaaten nach sich 
zieht. Nach Auffassung der Kommission ist diese 
Frage zu verneinen. Ein Beitritt der Gemeinschaft 
zur MRK kann Auswirkungen nur für das Gemein- 
schaftsrecht als solches haben. Zusätzliche Bindun- 
gen würden nur in bezug auf die Handlungsfreiheit 
der Gemeinschaftsorgane und die von diesen ent- 
wickelten gesetzgebenden und administrativen 
Funktionen entstehen. Die Befugnisse der Mitglied- 
staaten bei der Ausübung ihrer eigenen Zuständig- 
keiten würde dagegen ungeachtet des Vorranges des 
Gemeinschaftsrechts vor nationalem Recht durch den 
Beitritt nicht betroffen. 

3. Nach Artikel 26 MRK kann sich die Menschen- 
rechtskommission mit Beschwerden, in denen eine 
Verletzung der MRK geltend gemacht wird, erst 
nach Erschöpfung der innerstaatlichen Rechtsmittel- 
verfahren befassen. Da die Verteidigungsmöglich- 
keiten gegenüber rechtswidrigen Gemeinschafts- 
akten häufig in einer Kombination von nationalen 
und gemeinschaftlichen Rechtsmitteln bestehen, ist 
die Frage zu klären, wie in den Fällen zu verfahren 
ist, in denen es letztinstanzliche nationale Gerichte 
versäumt haben, von der Verpflichtung zur Befas- 
sung des Europäischen Gerichtshofes gern. Artikel 
177 Abs. 3 EWGV Gebrauch zu machen. Der Betrof- 
fene selbst kann eine derartige Befassung nicht 
erzwingen. Infolgedessen könnte ihm persönlich 
Artikel 26 MRK nicht entgegengehalten werden. 
Der Sinn und der Zweck des Artikels 26 MRK be- 
steht jedoch darin, zu vermeiden, daß sich die Straß- 
burger Instanzen mit einem Fall befassen, der von 
den zuständigen innerstaatlichen Gerichten noch 
nicht erschöpfend geprüft wurde. Es gilt mit anderen 
Worten sicherzustellen, daß der Gerichtshof in 
Luxemburg die ihm durch die Verträge übertrage- 
nen Kontrollfunktionen im vollen Umfang ausüben 
kann. 

Da eine Befassung des Gerichtshofs durch die Straß- 
burger Instanzen selbst schwerlich in Frage kommt, 
erscheint es angemessen, ein Verfahren vorzusehen, 
das die Gemeinschaft verpflichtet, in Fällen, in denen 
die Übereinstimmung eines Gemeinschaftsaktes mit 
der MRK zur Debatte steht, vor der Ausarbeitung 
ihrer Stellungnahme ein Gutachten des Europäi- 
schen Gerichtshofs einzuholen und den Straßburger 
Instanzen dieses Gutachten zusammen mit ihren 
Bemerkungen zu übersenden. Dieses Verfahren soll- 
te sowohl bei evidenter Mißachtung des Artikels 177 
Abs. 3 EWGV durch letztinstanzliche nationale Ge- 
richte als auch bei Beschwerden von Drittstaaten 
angewandt werden, die ihrerseits ja nicht die Mög- 
lichkeit besitzen, sich bei Zweifeln an der Grund- 
rechtskonformität eines Gemeinschaftsaktes an den 
Gerichtshof zu wenden. 


XL Technik des Beitritts 

1. Wie unter VII dargelegt, verlangt der Beitritt 
der Gemeinschaft zur Europäischen Konvention eine 
Abweichung von Artikel 66 MRK. 
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Diese Abweichung könnte Bestandteil eines Bei- 
trittsprotokolls sein, d. h. gleichzeitig mit den infolge 
des Beitritts im übrigen erforderlich werdenden 
Anpassungen (z. B. der Artikel 20, 38 und 39) ver- 
einbart werden. 

2. Als Rechtsgrundlage für den Beitritt kommen 
die Artikel 235 EWG, 203 EURATOM und 95 EGKS 
in Frage, denen zufolge geeignete Vorschriften er- 
lassen werden könen, wenn ein Tätigwerden der 
Gemeinschaft erforderlich erscheint, um eines ihrer 
Ziele zu verwirklichen. Das geplante Vorgehen zielt 
auf die Verwirklichung sämtlicher Ziele der Gemein- 
schaft ab; die Tätigkeit der Gemeinschaftsorgane im 
Rahmen der Verträge kann - wegen der Forderun- 
gen der öffentlicheen Meinung, einiger letztinstanz- 
licher Gerichte, wichtiger Stimmen in der Rechts- 
lehre, sowie in Übereinstimmung mit den verfas- 
sungsrechtlidien Grundsätzen sämtlicher Mitglied- 
staaten - ohne einen wirksamen Schutz der Grund- 
rechte auf Gemeinschaftsebene künftig nicht erfolg- 
reich fortgeführt werden. Das Vorgehen entspricht 
im übrigen dem letzten Teil der Präambel des EWG- 
Vertrages und den feierlichen Erklärungen vom 
5. April 1977 und 8. April 1978. 


3. Die Verhandlungen mit den Vertragsstaaten der 
Europäischen Konvention hätten auf der Basis von 
Richtlinien zu erfolgen, die der Ministerrat auf- 
grund eines Vorschlags der Kommission festlegen 
müßte. Das Europäische Parlament wäre nach 
Abschluß der Verhandlungen selbstverständlich zu 
konsultieren. Angesichts der Bedeutung des in Frage 
stehenden Schrittes empfiehlt es sich jedoch, das 
Parlament, das sich von jeher für diese Frage beson- 
ders interessiert hat, schon zu Beginn der Verhand- 
lungen anzuhören. 

4. Wie weiter oben schon bemerkt, werden die 
Verhandlungen über den Beitritt der Gemeinschaft 
zur MRK sicherlich mehrere Jahre in Anspruch 
nehmen. Die erforderlichen Anpassungen der MRK 
werden in jedem Falle erst wirksam, wenn ihnen 
von den derzeitigen Vertragsstaaten entsprechend 
den jeweiligen nationalen Verfassungsregeln zu- 
gestimmt wird. Der Beitritt der Gemeinschaft zur 
Menschenrechtskonvention ist damit nur möglich, 
wenn ihn sämtliche Vertragsstaaten gutheißen, d. h. 
also insbesondere auch die Mitgliedstaaten der Ge- 
meinschaft. 





